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1. Einleitung 

1.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Anlass der Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) der Gemeinde Amt Neuhaus 

ist die Ausweisung eines sonstigen Sondergebiets mit der Zweckbestimmung Bio-

methanaufbereitung und -einspeisung. Im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 

BauGB erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplans (BP) „Biowärme Rosien“.  

Basierend auf der aktuellen Rechtlage ist für alle Bauleitplanverfahren eine Um-

weltprüfung gem. § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) durchzuführen. Aufgabe der 

Umweltprüfung ist es, die zu erwartenden Umweltwirkungen des Vorhabens dar-

zustellen. Die Ergebnisse der Umweltprüfung werden im vorliegenden Umweltbe-

richt beschrieben und bewertet.  

Aufgrund der Aufstellung des BP „Biowärme Rosien“ im Parallelverfahren wird bei 

der vorliegenden Umweltprüfung von der Abschichtungsregelung Gebrauch ge-

macht. Entsprechend § 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB besteht die Möglichkeit, wenn eine 

Umweltprüfung z.B. in einem Bebauungsplanverfahren durchgeführt wird, kann 

die Umweltprüfung in einem gleichzeitig durchgeführten Bauleitplanverfahren (hier 

FNP-Änderung) auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen be-

schränkt werden. Mit dieser Abschichtungsregelung sollen Mehrfachprüfungen ver-

mieden werden. Die Abschichtungsmöglichkeit beschränkt sich dabei nicht darauf, 

dass eine Umweltprüfung auf der in der Planhierarchie höherrangigen Planungs-

ebene (FNP) zur Abschichtung der Umweltprüfung auf der nachgeordneten Pla-

nungsebene (BP) genutzt werden kann, sondern gilt auch umgekehrt. Somit kann 

im Rahmen einer FNP-Änderung auf die Inhalte einer Umweltprüfung, die für den 

parallel aufgestellten Bebauungsplan durchgeführt wird, zurückgegriffen werden.  

Der Umweltbericht zum Bebauungsplan enthält aufgrund der konkreteren Pla-

nungsebene die Abarbeitung der Eingriffsregelung. 

 

1.2 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte der Änderung des FNP  

Mit der Änderung des FNP beabsichtigt die Agrarvereinigung e.G. die Errichtung 

und den Betrieb einer Biomethanaufbereitungsanlage einschließlich zugehöriger 

technischer Anlagen, Lagerhallen, Nebenanlagen sowie der erforderlichen Erschlie-

ßung, zur Aufbereitung von Biogas aus der bestehenden Biogasanlage der Agrar-

vereinigung eG Darchau zu Biomethan und dessen Einspeisung in das Gasnetz bei 

Lübtheen.  

Das ca. 2,55 ha große Plangebiet liegt im Nordosten der Ortschaft Rosien auf be-

reits anthropogen vorbelasteten Flächen im Außenbereich im Sinne des § 35 

BauGB (Flst. 21 (teilweise), 27- 29, Flur 9, Gemarkung Rosien). Die genaue Ab-

grenzung ist der Planzeichnung sowie der vorliegenden Begründung zum BP zu 

entnehmen. Der Standort weist bereits vorhandene Gasinfrastruktur vor, die eine 

wirtschaftliche Nutzung bestehender Leitungen ermöglicht. Vorhandene bauliche 

Anlagen sollen ebenfalls teilweise für technische Zwecke weitergenutzt werden. 

Die geplante Biomethanaufbereitungsanlage ist als Containerlösung vorgesehen.  
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Der rechtswirksame FNP der Gemeinde Amt Neuhaus stellt den Planungsraum der-

zeit als Dorfgebiet (MD) dar. Da Bebauungspläne gem. § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB aus 

dem FNP zu entwickeln sind, muss dieser für die betroffenen Flächen geändert 

werden. Mit der Änderung des FNP soll die Zulässigkeit der Biomethanaufberei-

tungsanlage sowie der erforderlichen Neben- und Erschließungsanlagen eindeutig 

geregelt werden. 

 

1.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und -plänen fest-

gelegten Ziele des Umweltschutzes und Art der Berücksichtigung 

im Zuge der Aufstellung  

Die im Folgenden aufgeführten umweltschutzrelevanten Ziele der Fachgesetze sind 

zu beachten: 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 

Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) Bodenschutzgesetz 

(BBodSchG)  

Niedersächsisches Bodenschutzgesetz (NBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 

502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. 

I S. 306)  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 

November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 107). 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 

BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 

2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 

(BGBl. I S. 2240). 

Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) vom 19. Februar 2010 (Nds. 

GVBl. S. 104 - VORIS 28100 -), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Januar 

2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 5) 

Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGB-

NatSchG), vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104 - VORIS 28100 -), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. November 2020 (Nds. GVBl. S. 

451)  

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17. Dezember 

2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) 
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Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) vom 30. Mai 1978 (Nds. GVBl. 

S. 517 - VORIS 22510 01 00 00 000 -), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-

setzes vom 12. Dezember 2023 (Nds. GVBl. S. 289) 

Das Landes-Raumordnungsprogramm (LROP) gilt als Raumordnungsplan für Nie-

dersachsen. Laut FIS-RO Portal liegt der Geltungsbereich außerhalb von Vorrang-

gebieten gemäß LROP.  

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm (RROP) für den Landkreis Lüneburg 

2003 i. d. F. der 2. Änderung 2016 weist das Plangebiet als Vorbehaltsgebiet Er-

holung aus. Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Vorrang- und Vorbehaltsge-

bieten für Natur und Landschaft  

Gemäß des regionalen Raumordnungsprogramm (RROP 2009) des Landkreises Lü-

neburg liegt das Vorhaben innerhalb eines Vorbehaltsgebiet Erholung und teilweise 

in einem Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft.  

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 

31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

9. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4)  

Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 64 

- VORIS 28200 -), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. September 2024 

(Nds. GVBl. 2024 Nr. 82) 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-

gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-

schutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274; 2021 IS. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)  

Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – 

TA Luft) vom 18. August 2021 

 

Schutzgebietssystem Natura 2000 nach § 7 Abs. 1 Nummer 8 des Bun-

desnaturschutzgesetzes (§ 32 ff. BNatSchG)  

In nordöstliche Richtung erstreckt sich etwa 85 m entfernt das EU-Vogelschutzge-

biet „Niedersächsische Mittelelbe“ als Teil der Elbniederung und 100 m entfernt 

das FFH-Gebiet „Elbeniederung zwischen Schnackenburg und Geesthacht“ (Melde-

Nr. DE 2528-331). Im Rahmen des Verfahrens wird eine Natura 2000-Vorprüfung 

erstellt, um erhebliche Beeinträchtigungen durch das Vorhaben auszuschließen.  

In den o.g. FFH-Gebieten befinden sich Lebensraumtypen, welche z. T. empfindlich 

auf zusätzliche Stickstoff- oder Ammoniakeinträge reagieren. Im parallel aufzu-

stellenden Bebauungsplan „Biowärme Rosien“ wird ggf. eine Immissionsprognose 

zur Ausbreitung von Gerüchen notwendig. Die Ergebnisse der Immissionsprognose 

sind im Rahmen dieser Bauleitplanung zu berücksichtigen.  
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Schutzgebiete 

Der Geltungsbereich liegt innerhalb des nach § 25 BNatSchG ausgewiesenen Bio-

sphärenreservats (BSR NDS 00001) „Niedersächsische Elbtalaue“ (Karte 5a). Da-

bei handelt es um einen schutzwürdigen Bereich mit landesweiter Bedeutung für 

das Schutzgut Biologische Vielfalt. 

Besonderer Artenschutz 

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Bestimmungen des BNatSchG ist zu prüfen, 

ob innerhalb des Plangebietes und dessen funktionalen Zusammenhang streng 

oder besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten vorkommen.  

 

 

2. Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustands 

Der Detaillierungsgrad der Untersuchungen kann nur der Bearbeitungstiefe des 

Flächennutzungsplanes entsprechen. Zu jedem Schutzgut erfolgt eine verbale Ein-

schätzung der Situation auf Grundlage vorhandener Unterlagen.  

 

2.1 Schutzgut Mensch 

Die Vorhabenfläche ist Teil der des Siedlungsbereichs Rosien am Siedlungsrand 

mit störendem Übergang (Biosphärenreservatsverwaltung Niedersächsische Elbta-

laue 2008). Das Plangebiet liegt am Siedlungsbereich Rosien (Hintern Höfen) und 

ist bereits mit einer sanierten Lagerhalle bebaut. Die Lagerhalle wird derzeit von 

einer Zimmerei und der und der Agrarvereinigung eG Darchau genutzt. Die Zuwe-

gung wird über einen vorhandenen teilversiegelten Weg, ausgehend von der 

Hauptstraße realisiert. Südlich der Zuwegung verläuft eine überirdische Nieder-

spannungsleitung.Auf der Vorhabenfläche befinden sich Lagerflächen. Entlang der 

südlichen, westlichen und nördlichen Geltungsbereichsgrenze wurde eine Wallan-

lage von 1,50 m Höhe und 5,00 m Breite angelegt. Der Wall nimmt über 300 m² 

des Grundstücks ein.  

Für den Vorhabenbereich einschließlich der angrenzenden Bebauung der Ortschaft 

Rosien bestehen Immissionsvorbelastungen durch die Landstraße L232 sowie 

landwirtschaftliche Nutzung der umliegenden Ackerflächen. Aufgrund der Nutzung 

erfüllt das Plangebiet keine besondere Bedeutung als Naherholungsgebiet. 

Durch die Errichtung und den Betrieb der Biomethanaufbereitungsanlage ein-

schließlich zugehöriger Nebenanlagen können zusätzliche Belastungen für den 

Menschen entstehen. Relevant sind insbesondere die Schallimmissionen durch die 

geplanten technischen Anlagen, betriebsbedingten Verkehr, optische Störwirkun-

gen durch die Anlage (max. 10 m Höhe) an sich sowie ggf. Geruchsimmissionen.  
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2.2 Schutzgut Flora und Fauna  

Ein Vorkommen der Pflanzenarten gemäß der Roten Liste Niedersachsen kann aus-

geschlossen werden, da keine geeigneten Wuchsstandorte im Untersuchungsge-

biet vorhanden sind. Die potenzielle natürliche Vegetation Elbtalaue ist ein 

Drahtschmielen-Buchenwald des Tieflandes im Übergang zum Flattergras-Buchen-

wald. Die aufgeführten Arten des Anhang IV FFH-RL sind vom Vorhaben nicht be-

troffen.  

Im Plangebiet befindet sich eine Verkehrsfläche (versiegelt), eine sanierte Lager-

halle, Aufschüttungen (Betonbruch), Gehölze, Brache- und Grünlandflächen. Im 

westlichen Plangeltungsbereich wurde eine Streuobstwiese (26x45 m; 24 Bäume) 

angelegt. Ältere dickstämmige Gehölze wachsen v.a. entlang der südlichen Plan-

gebietsgrenze. Die Bodenflächen sind unbewachsen oder mit Spontanvegetation 

bewachsen. Die Wallanlage ist mit einer ruderalen Staudenflur bewachsen. Auf der 

Fläche stehen wenige dünnstämmige Einzelbäume und Sträucher.  

Außerhalb des Plangebietes schließen im Osten der Einzelgehöfte und eine Brach-

fläche, im Norden Intensivgrünland, Richtung Westen Ackerflächen und nach Sü-

den Frisch-/Feuchtgrünland an.  

Die artenschutzrechtlichen Belange werden im weiteren Verfahren geprüft.  

 

2.3 Schutzgut Fläche und Boden 

Aus Sicht des Bodenschutzes ist aufgrund der Lage, der Bodenverhältnisse und der 

Flächennutzung ein Standort mit geringer Bedeutung betroffen. Die Bewertung des 

Eingriffs in den Boden erfolgt im parallelen Bebauungsplanverfahren. Eine theore-

tisch mögliche zusätzliche Bebauung kann sich rechnerisch aus der Differenz zwi-

schen der vorhandenen und der entsprechend im Bebauungsplan festgesetzten 

Grundflächenzahl ergeben. Im Bereich des Plangebiets sind keine Altlastverdachts-

flächen bekannt.  

Ein Schadstoffeintrag in den Boden wird bei ordnungsmäßiger Bewirtschaftung der 

geplanten Anlage nicht erwartet. Durch die Überplanung des Gebiets als Sonder-

baufläche mit der Zweckbestimmung Biomethanaufbereitungsanlage entstehen 

zusätzlich kleinflächige Verdichtung und Vollversiegelung des Bodens.  

Die Betrachtung des Schutzgut Fläche bezieht sich auf die Flächen- und Landnut-

zung, also die Inanspruchnahme von Teilen der Erdoberfläche durch den Men-

schen. Das Plangebiet ist bereits anthropogen überprägt und bebaut. Das Plange-

biet schließt an den Siedlungsbereich an.  

Mit der FNP-Änderung wird die weitere bauliche Entwicklung des bereits genutzten 

Außenbereichsstandorts vorbereitet. Die zusätzlichen Flächeninanspruchnahmen 

betreffen vorbelastete Flächen. Zusätzliche Wirkungen auf die Schutzgüter Boden 

und Fläche sind insgesamt begrenzt.  
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2.4 Schutzgut Wasser 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Das Vor-

haben liegt in einer Landschaft mit hohen Grundwasserständen. Der mengenmä-

ßige Zustand des Grundwassers wird als gut bewertet. Die geplanten Versiegelun-

gen für Fundamente sind kleinflächig.  

Im Hinblick auf das Schutzgut Wasser sind keine erheblichen bau-, anlage- und 

betriebsbedingten Beeinträchtigungen zu erwarten.  

 

2.5 Schutzgut Klima und Luft 

Das Plangebiet liegt innerhalb der subkontinentalen Klimaregion. Bereiche mit ge-

fährdeter oder beeinträchtigter Funktionsfähigkeit für Klima und Luft bestehen 

durch Siedlungs- und Verkehrsflächen. Der Standort ist durch seine bestehende 

Bebauung und die verdichteten Flächen lokal bereits vorbelastet. Die vorhandenen 

Gehölze, die Streuobstwiese und der begrünte Wall übernehmen kleinklimatisch 

günstige Funktionen, etwa durch Verschattung, Staubbindung und Strukturierung. 

Da diese Elemente erhalten werden sollen, bleiben wesentliche klimatisch wirk-

same Vegetationsstrukturen bestehen.  

Die geplante Anlage führt lokal nicht zu relevanten Änderungen des Geländekli-

mas. Betriebsbedingte Auswirkungen auf die Luftqualität, insbesondere Gerüche 

und ggf. technische Emissionen, sind standort- und anlagenspezifisch zu prüfen. 

Unter der Voraussetzung einer technisch ordnungsgemäßen Ausführung und im-

missionsschutzrechtlichen Steuerung sind erhebliche Beeinträchtigungen auf das 

Schutzgut Klima und Luft nicht zu erwarten.  

Im parallel aufzustellenden Bebauungsplan „Biowärme Rosien“ wird ggf. eine Im-

missionsprognose zur Ausbreitung von Gerüchen erarbeitet. Die Ergebnisse der 

Immissionsprognose wären im Rahmen dieser Bauleitplanung zu berücksichtigen.  

 

2.6 Schutzgut Landschaft 

Das Plangebiet liegt im Norden des Biosphärenreservats „Niedersächsische Elbtal-

aue“. Die Landschaft ist grundsätzlich sensibel gegenüber zusätzlichen technischen 

Überprägungen. Die Vorhabenfläche ist jedoch bereits durch die vorhandene La-

gerhalle, Lagerplätze, Aufschüttungen und Wallstrukturen anthropogen vorge-

prägt. Die geplante Aufbereitungsanlage soll in Containerbauweise errichtet wer-

den und fügt sich dadurch funktional in den vorhandenen technischen Standort 

ein. Die Erhaltung der Wall- und Gehölzstrukturen wirkt sich mindernd auf die 

Landschaftsbildbeeinträchtigungen aus. 

 

2.7 Schutzgut biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt ist im Bereich der eingriffsrelevanten Vorhabenflächen auf-

grund der intensiven Nutzung bereits erheblich eingeschränkt. Eine höhere 
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strukturelle Vielfalt besteht in Richtung Westen mit Streuobstwiese und begrünten 

Flächen. Vor allem die mit Gehölzen bestockten Randbereiche tragen zur ökologi-

schen Gliederung der Vorhabenfläche bei.  

Die biologische Vielfalt wird sich nicht erheblich verschlechtern, da in bereits be-

einträchtigte Flächen eingegriffen wird. Strukturgebende Elemente bleiben erhal-

ten.  

 

2.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Hinweise auf Boden- und Baudenkmale sowie erkennbare Konflikte mit Kultur- und 

Sachgütern liegen nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vor. Soweit bei Erdarbei-

ten Hinweise auf Bodendenkmale auftreten, gelten die üblichen Melde- und Siche-

rungspflichten.  

 

2.9 Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern 

Aufgrund der Vorbelastungen ergeben sich durch die Abgrenzung und durch die 

Betriebsweise der geplanten Anlage keine erheblichen und nachhaltigen Wechsel-

wirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern. Der Geltungsbereich wird durch 

bauliche Anlagen erweitert. Die Eingriffe in das Landschaftsbild sind aufgrund vor-

handener baulicher Anlagen und stellenweise abschirmende Gehölze nicht erheb-

lich.  

 

 

3. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 

Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der FNP-Änderung wäre keine Neuordnung und Umnutzung 

des Standorts möglich. Der Wall müsste beseitigt werden. Die Gehölze würden 

nicht zur Erhaltung festgesetzt werden. Der Bebauungsplan muss aus dem FNP 

entwickelt werden. Demnach wäre eine zusätzliche bauliche Entwicklung der Vor-

habenfläche ohne FNP-Änderung nicht möglich.  

 

4. Prognose und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkun-

gen bei Durchführung der Planung  

Bei Durchführung der Planung ist mit einer weiteren baulich-technischen Nutzung 

eines bereits vorgeprägten Standorts zu rechnen. Die wesentlichen Wirkungen be-

treffen die zusätzliche Inanspruchnahme bereits verdichteter Flächen, die Verstär-

kung der technischen Überformung des Plangebiets sowie mögliche betriebsbe-

dingte Immissionen. Dem stehen jedoch mehrere mindernde Faktoren gegenüber, 

z.B. die vorhandene Lagerhalle mit Nutzung als bauliche Vorprägung, der Erhalt 

der Wallanlage und randlichen Gehölze sowie der Erhalt der Streuobstwiese.  
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Vorhandene Infrastruktureinrichtungen werden genutzt, sodass keine umfassende 

Neuerschließung freier Landschaft vorbereitet, sondern eine Nachnutzung bzw. 

Weiterentwicklung eines bereits anthropogen geprägten Bereichs ermöglicht wird. 

Die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen konzentrieren sich deshalb 

nicht auf eine flächenhafte Zerstörung wertvoller Biotopstrukturen, sondern auf 

begrenzte Zusatzwirkungen durch Bebauung und Betrieb einer Anlage. Ob diese 

im Ergebnis als erheblich einzustufen sind, hängt maßgeblich von der konkreten 

Anlagenplanung ab.  

 

4.1 Schutzgut Mensch 

Mit der Planung können zusätzliche Belastungen durch Verkehr, Geräusche, Gerü-

che und betriebliche Abläufe verbunden sein. Die konkrete Reichweite dieser Wir-

kungen ist erst im Bebauungsplan- und Genehmigungsverfahren abschließend zu 

bewerten.  

 

4.2 Schutzgut Flora und Fauna  

Die Planung betrifft v.a. vegetationsarme und bereits erheblich gestörte Bereiche.  

Die ökologisch wertvolleren Strukturen, wie Streuobstwiese, Wall und Gehölze 

bleiben erhalten, sodass die Beeinträchtigung begrenzt bleibt. Es werden jüngere 

Einzelbäume ohne bedeutende Habitatfunktion gefällt.  

 

4.3 Schutzgut Fläche und Boden 

Mit der FNP-Änderung wird die weitere bauliche Entwicklung eines bereits vorge-

prägten Standorts planerisch vorbereitet. Da es sich überwiegend um bereits ge-

nutzte bzw. stark anthropogen überformte Flächen handelt, sind die zusätzlichen 

Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche insgesamt begrenzt.  

Durch die Planung wird die zusätzliche Inanspruchnahme bereits verdichteter und 

in ihrer natürlichen Funktion vorbelasteter Böden vorbereitet. Dadurch können 

weitere Bodenfunktionen, insbesondere hinsichtlich Versickerung, Filterwirkung 

und natürlicher Bodenentwicklung, eingeschränkt werden. Da überwiegend bereits 

beeinträchtigte Flächen betroffen sind, werden die Umweltauswirkungen insge-

samt als gering eingestuft. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die 

Schutzgüter Fläche und Boden sind voraussichtlich nicht zu erwarten. 

 

4.4 Schutzgut Wasser 

Weitere Bebauung kann die Versickerung mindern und den Oberflächenabfluss er-

höhen. Aufgrund der bestehenden Verdichtung und Nutzung ist jedoch keine 

grundlegende Veränderung der Wasserhaushaltsfunktionen zu erwarten.  
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4.5 Schutzgut Klima und Luft 

Kleinräumige Veränderungen durch zusätzliche bauliche Anlagen sind möglich. 

Durch den Erhalt begrünter Randstrukturen und den begrenzten Umfang der Pla-

nung bleiben die Auswirkungen voraussichtlich gering. Betriebsbedingte Emissio-

nen sind im nachfolgenden Verfahren genauer zu prüfen.  

 

4.6 Schutzgut Landschaft 

Vorbereitet wird eine weitere technische Nutzung an einem bereits baulich gepräg-

ten Standort. Die vorhandene Halle und Gehölzstrukturen mindern die zusätzliche 

Wirkung auf das Landschaftsbild.  

 

4.7 Biologische Vielfalt 

Da die vorhandenen strukturreichen Gehölstrukturen gesichert und keine großflä-

chig wertvollen Lebensräume überbaut werden, ist nur von einer geringen Auswir-

kung auf die biologische Vielfalt auszugehen.  

 

4.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Schutzgüter 

Beeinträchtigungen von Kultur- und Sachgütern sind nach derzeitigem Kenntnis-

stand nicht erkennbar.  

 

4.9 Wechselwirkungen 

Besondere nachteilige Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind derzeit 

nicht erkennbar. Die Auswirkungen konzentrieren sich im Wesentlichen auf die zu-

sätzliche Nutzung eines bereits vorgeprägten Standorts.  

 

 

5. Sonstige mögliche Auswirkungen bei Planungsdurchführung 

Abweichung eines einzuspeisenden Gases von den vereinbarten Werten wird Bio-

gaseinspeiseanlage automatisch vom Netzt getrennt. Das Verfahren der Wiederin-

betriebnahme der Biogaseinspeiseanlage ist vor der Erstinbetriebnahme verbind-

lich festzulegen. (HanseGas 2025). 
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6. Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und Kompensation 

nachteiliger Auswirkungen  

6.1 Eingriffsregelung 

Die Betrachtung der Eingriffsregelung erfolgt im Rahmen der verbindlichen Bau-

leitplanung. Im FNP werden keine Festsetzungen getroffen. Somit sind Festlegun-

gen entsprechender Maßnahmen an dieser Stelle nicht Planungsbestandteil. Die 

Eingriffsregelung erfolgt in Abhängigkeit konkreter Festsetzungen im Rahmen der 

Aufstellung des Bebauungsplans.  

6.2 Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

Die Maßnahmen zur Vermeidung und zur Verringerung dienen dazu, negative Aus-

wirkungen auf das Landschaftsbild und den Naturhaushalt möglichst gering zu hal-

ten.  

 

VM1 Bauzeitenregelung  

Zum Schutz der Fauna sind sämtlich Bauarbeiten (u.a. Baustelleneinrichtung, Ab-

rissarbeiten, Gehölzbeseitigungen) außerhalb der Hauptbrutzeiten, Hauptaktivi-

tätszeiträume und Wanderungszeiten von Amphibien (01.03. bis 30.09.) vom 01. 

Oktober eines Jahres bis 28/29. Februar des Folgejahres zu beginnen und unun-

terbrochen fortzusetzen, um ansiedlungswillige Arten zu vergrämen. Bei einer Ab-

weichung von der Bauzeitenregelung ist eine ökologische Baubegleitung (öBB) ein-

zubeziehen, die zusätzliche Vermeidungsmaßnahmen und ggf. zusätzlich notwen-

dige Ersatzhabitate bestimmt.  

 

VM2 Ökologische Baubegleitung (öBB) 

Für die Gewährleistung einer ökologisch sachgerechten Bauabwicklung, insbeson-

dere zur Berücksichtigung des vorsorgenden Artenschutzes, ist bei abweichenden 

Bauzeitenregelungen eine öBB einzubinden. Die dafür fachkundige Person ist der 

zuständigen Naturschutzbehörde vor Baubeginn schriftlich zu benennen. Die öBB 

nimmt während der Bautätigkeiten (Baustelleneinrichtung, Gehölzfällungen, Ge-

bäudeabrissen und Erdarbeiten) an Bauberatungen teil und weist die am Bau Be-

schäftigten bei Bedarf in die naturschutzfachlichen und ökologischen Aspekte der 

Bauausführung ein. Der Bauablauf ist zu dokumentieren (Protokolle, Fotos). und 

der UNB unaufgefordert vorzulegen.  

 

VM3 Erhaltung und Sicherung von Gehölzen 

Die in der Planzeichnung zur Erhaltung festgesetzten Gehölze sind zu erhalten und 

dauerhaft zu sichern. Die Bäume im Bereich der Baustellenzufahrt sind vor Be-

schädigungen zu schützen. Bedarfsweise sind Schutzmaßnahmen gemäß ZTV-

Baumpflege 2017, DIN 18920 sowie RAS-LP4 in Form von Stamm- und Überfahr-

schutz, Pflegeschnitt und Schutz vor Abgrabungen umzusetzen. Nach Bauende 



S e i t e  | 14 

 

 

Bearbeitungsstand: März 2026  8. Änderung des Teilflächennutzungsplans Nr. 1  

der Gemeinde Amt Neuhaus 

 

Umweltbericht Vorentwurf                                                                                                                                        

sind die von der Baustellentätigkeit betroffenen Bereiche wiederherzustellen. Bei 

Ausfall von Bäumen sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

 

VM4 Boden- und Grundwasserschutz 

Zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen für das Schutzgut Bo-

den sind die Eingriffe auf ein für das Vorhaben erforderliche Mindestmaß zu redu-

zieren. Zusätzliche Bodenverdichtung ist durch Verwendung bereits verdichteter 

und befestigter Flächen zur Baustelleneinrichtung zu vermeiden. Einsatz von Ma-

schinen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik, um Gefahren der Verun-

reinigung für das Grundwasser (z. B. durch Schmier- oder Kraftstoffeintrag) zu 

vermeiden. Boden und Grundwasser sind vor Belastungen durch austretende Be-

triebsstoffe sowie durch die Lagerung von Bauabfällen zu schützen. 

 

VM5 Beleuchtung 

Für Außenbeleuchtungen sind ausschließlich Lichter mit nach unten abstrahlender 

Ausrichtung, kurzer Beleuchtungsdauer und Leuchtmittel mit warmweißer Farb-

temperatur bis maximal 3.000 Kelvin zu verwenden. Die Gehäuse sind gegen das 

Eindringen von Insekten geschlossen auszuführen und dürfen eine Oberflächen-

temperatur von 60°C nicht überschreiten. Die Lichtpunkthöhe darf eine Höhe von 

5,0 m oberhalb der zu beleuchtenden horizontalen Fläche nicht überschreiten. 

Grünflächen sind größtenteils von Beleuchtung freizuhalten. 

 

VM6 Staub- und Lärmemissionsvermeidung  

Während der Bauphase sind Lärm- und Staubemissionen durch entsprechende or-

ganisatorische und technische Maßnahmen (z. B. Abdeckung von Baustoffen, Be-

regnung bei Trockenheit, lärmarme Baugeräte) zu minimieren.  

 

6.3 Kompensationsmaßnahmen 

Zur Kompensation des Eingriffs ist die Anlage einer Streuobstwiese innerhalb des 

Plangebietes vorgesehen. Ggf. sind weitere geeignete Maßnahmen außerhalb des 

Geltungsbereichs notwendig. Diese werden im weiteren Verfahren ausführlich be-

schrieben.  

 

7. Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 

Ziel der FNP-Änderung ist die planungsrechtliche Schaffung von Baurecht für die 

Errichtung einer Biomethanaufbereitungsanlage. Die Standortwahl erfolgt insbe-

sondere vor dem Hintergrund der vorhandenen Gasinfrastruktur, die eine wirt-

schaftliche Nutzung bestehender Leitungen ermöglicht. Die Biomethanaufberei-

tungsanlage ist als Containerlösung vorgesehen; vorhandene bauliche Anlagen 

sollen teilweise für technische Zwecke weitergenutzt werden. Der Standort stellt, 
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aufgrund der Gegebenheiten und Vorbelastungen eine sinnvolle Auswahl dar. Bei 

der vorliegenden Planung handelt es sich lediglich um eine gezielte und nicht raum-

bedeutsame FNP-Änderung. Standortalternativen kommen nicht in Betracht. 

 

8. Zusätzliche Angaben  

8.1 Beschreibung methodischer Ansätze und Schwierigkeiten 

Die Bestandteile des Umweltberichts richten sich nach der Anlage 1 des BauGB. 

Aufbau und Struktur dieses Umweltberichts erfolgt in Anlehnung an die „Arbeits-

hilfe zu den Auswirkungen des EAG Bau 2004 auf die Aufstellung von Bauleitplä-

nen“. Die Erhebung und Bewertung der Umweltschutzbelange erfolgte in Anleh-

nung an die im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vorgesehenen „Kri-

terien für die Vorprüfung des Einzelfalls“ (Anlage 2 des UVPG). Insgesamt ist fest-

zustellen, dass bei der Erstellung des Umweltberichts technische Lücken auftraten. 

Jedoch ist der vorhandene Kenntnisstand ausreichend, um eine korrekte Beurtei-

lung des Umweltzustandes auf FNP-Ebene vorzunehmen. 

 

8.2 Monitoring (Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen bei 

Durchführung der Bauleitplanung) 

Zur frühzeitigen Ermittlung möglicher erheblicher Umweltauswirkungen durch das 

Vorhaben überwachen die Gemeinden gemäß § 4c BauGB den bestimmungsgemä-

ßen Anlagenbetrieb, um in der Lage zu sein, Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

 

 

9. Allgemeine Zusammenfassung 

Die Änderung des FNP der Gemeinde Amt Neuhaus sieht die Schaffung der pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb einer Bio-

methanaufbereitungsanlage vor. Bereits vorhandene bauliche Anlagen (Lager-

halle) und Infrastruktur werden genutzt. Wall, Streuobstwiese und geschützte Ge-

hölze bleiben erhalten. Im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB erfolgt die 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Biowärme Rosien“ der Ge-

meinde Amt Neuhaus. 

Im derzeitig rechtwirksamen FNP ist das Plangebiet als Dorfgebiet ausgewiesen. 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans wird dieser Bereich als sonstiges Son-

dergebiet mit der Zweckbestimmung Biomethanaufbereitung und -einspeisung 

dargestellt. Aufgrund der anthropogenen Prägung der Vorhabenfläche, durch vor-

handene Bebauung, Nutzungen und dem Siedlungszusammenhang sind keine 

wertvollen Strukturen für Natur und Landschaft vorhanden. Es werden lediglich 

bereits verdichtete kleinteilige Flächen zusätzlich überbaut. Die aufgeführten Ver-

meidungs- und Minderungsmaßnahmen sollen unvermeidbare Eingriffe möglichst 

geringhalten. Die werden in der verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Rahmen der 

Bauausführung berücksichtigt. Insgesamt wird der Eingriff als ausgleichbar 
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beurteilt. Günstig ist die sinnvolle Nutzung vorhandener Infrastruktureinrichtun-

gen. Mit der geplanten Darstellung der Vorhabenfläche als sonstiges Sondergebiet 

mit der Zweckbestimmung Biomethanaufbereitung und -einspeisung gemäß § 5 

BauGB sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. 
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